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Deutsche Bischofskonferenz

Gedenktag „Maria, Mutter der Kirche“

Mit Dekret vom 11. Februar 2018 hat die Kongregati-
on für den Gottesdienst und die Sakramentenordnung 
die liturgische Feier der seligen Jungfrau Maria als 
Mutter der Kirche im Rang eines gebotenen Gedenk-
tags in den Römischen Generalkalender eingeführt. 
Als Termin hierfür ist gesamtkirchlich der Montag 
nach Pfingsten vorgesehen. Rubriken und Texte in der 
von der Kongregation vorgelegten Form sind über das 
Deutsche Liturgische Institut (DLI) in Trier erhältlich 
(www.dli.institute/wp/news/maria-mutter-der-kirche/).

In einer Notifikation vom 24. März 2018, in der die 
Kongregation auf ortskirchliche Gegebenheiten ein-
geht, ist allerdings zugleich klargestellt, dass für 
Deutschland die bisherige liturgische Ordnung durch 
den neuen Gedenktag nicht abgeschafft wird und die 
gewohnte liturgische Ordnung hier bestehen bleibt. 

Eine Verlegung des neuen Gedenktags ist in der Noti-
fikation nicht festgelegt. Eine abschließende Klärung 
des Umgangs der deutschen Bischöfe mit dem neuen 
Gedenktag des Generalkalenders ist noch nicht erfolgt. 
Ohne dem Ergebnis vorzugreifen, wird auf die Mög-
lichkeit verwiesen, je nach pastoraler Situation an ei-
nem der Wochentage in der Woche nach Pfingsten eine 
Votivmesse zu Maria, der Mutter der Kirche, zu feiern, 
sofern der Tag nicht bereits durch einen gebotenen Ge-
denktag oder ein Gedenken höheren Ranges belegt ist.

Das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz beab-
sichtigt, in Kürze folgende Broschüre herauszugeben:

Verlautbarungen des Apostolischen Stuhls

Nr. 213	Apostolisches Schreiben GAUDETE ET 
		  EXSULTATE des Heiligen Vaters Papst 
		  Franziskus über den Ruf zur Heiligkeit in
		  der Welt von heute
Im Zentrum der Überlegungen des Apostolischen Schrei-
bens „Gaudete et exsultate – über den Ruf zur Heiligkeit 
in der Welt von heute“ steht die Berufung aller Chris-
ten, letztlich aller Menschen, zur Heiligkeit. Das Kern-
anliegen von Papst Franziskus ist es dabei nicht, eine 
Abhandlung über die Heiligkeit mit Definitionen, Unter-
scheidungen, Analysen oder Normen vorzustellen. Viel-
mehr geht es ihm darum, die Christen dazu anzuhalten, 
auf den Ruf zur Heiligkeit in der heutigen Welt zu hö-
ren. Dabei ermutigt er sie, Heiligkeit nicht nur als ein 
wirklichkeitsfernes Ideal der kanonisierten Seligen und 
Heiligen der Kirche zu betrachten, sondern sie in ihrem 
eigenen Alltag zu suchen, als „Heiligkeit von nebenan“.

Die Broschüre wird nach Erscheinen an alle Pfarreien ge-
schickt. Weitere Exemplare sind erhältlich bei:

Bischöfliches Generalvikariat, 
Hauptabteilung Pastoral, 
Domhof 18-21, 31134 Hildesheim, 
Tel.: 05121/307-301, Fax 05121/307-618.

Das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz be-
absichtigt, in Kürze folgenden Flyer herauszugeben:

Eckpunkte zur Ehevorbereitung – für die Hand der 
Seelsorgenden
Papst Franziskus hat im März 2016 im Nachgang zu 
den beiden Bischofssynoden zum Thema Familie der 
Jahre 2014 und 2015 das vielbeachtete Nachsynodale 
Apostolische Schreiben Amoris Laetitia vorgelegt. Er 
hat darin die Erträge des synodalen Weges zusammen-
gefasst und weitergeführt. Er spricht selbst davon, dass 
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das Schreiben so „viele und mannigfaltige Themen“ an-
spricht, dass es sich nicht dazu eignet, „es hastig ganz 
durchzulesen“. Er betont vielmehr, dass es „sowohl 
für die Familien als auch für die in der Familienpasto-
ral Tätigen nutzbringender sein kann, wenn sie es Ab-
schnitt für Abschnitt geduldig vertiefen.“ (AL Nr. 7)

Im Nachgang zu Amoris Laetitia haben sich die deut-
schen Bischöfe in ihrer „Einladung zu einer erneuerten 
Ehe- und Familienpastoral im Licht von Amoris Laetitia“ 
(23. Januar 2017) dafür ausgesprochen, Schwerpunkte 
aus dem Schreiben aufzugreifen und in einzelnen Bau-
steinen weiter zu entfalten.

Als ersten Baustein legen die deutschen Bischöfe „Eck-
punkte zur Ehevorbereitung“ vor. Die Bischöfe sind 
davon überzeugt, dass eine gute Ehevorbereitung eine 
wichtige Grundlage für das Gelingen der Ehe ist und se-
hen sich in der pastoralen Verantwortung, Eheleute auf 
ihrem Lebensweg nicht alleine zu lassen, sondern sie 
vorzubereiten und zu begleiten.

Die „Eckpunkte zur Ehevorbereitung“ sind für die Hand 
der Seelsorgenden gedacht. Sie beschreiben die theolo-
gischen und anthropologischen Grundlagen der christ-
lichen Ehe, die zu vermitteln nach Überzeugung der 
Bischöfe die Basis einer soliden Ehevorbereitung sind. 
Ausgehend von diesen Grundlagen werden einige pasto-
rale Standards beschrieben, die für die Ehevorbereitung 
für unverzichtbar gehalten werden. Die „Eckpunkte zur 
Ehevorbereitung“ wollen als Anregung zur Reflexion 
und als Hilfe für den pastoralen Austausch dienen. Sie 
bieten genügend Raum, um an die in den (Erz-)Diözesen 
schon bestehenden Programme der Ehevorbereitung an-
zuschließen.

Der Flyer wird nach Erscheinen an alle Kirchengemein-
den geschickt. Weitere Exemplare sind erhältlich bei:

Bischöfliches Generalvikariat, 
Hauptabteilung Pastoral, 
Domhof 18-21, 31134 Hildesheim, 
Tel.: 05121/307-301, Fax 05121/307-618.

Kirchliche Datenschutzgerichtsordnung 
(KDSGO)1

Präambel

Die Deutsche Bischofskonferenz erlässt aufgrund eines 
besonderen Mandats des Apostolischen Stuhles gemäß 
can. 455 § 1 CIC in Wahrnehmung der der Kirche durch 
das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
garantierten Freiheit, ihre Angelegenheiten selbstständig 
innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes 
zu ordnen, und im Einklang mit der europäischen Daten-
schutz-Grundverordnung vom 27. April 2016 zur Her-
stellung und Gewährleistung eines wirksamen gerichtli-
chen Rechtsschutzes auf dem Gebiet des Datenschutzes, 
wie dies in § 49 Absatz 3 des Kirchlichen Datenschutz-
gesetzes (KDG) vorgesehen ist,

die folgende Ordnung:

§ 1
Errichtung Kirchlicher Gerichte in 

Datenschutzangelegenheiten

(1)	 Die Bischöfe der (Erz-)Bistümer im Bereich der 
Deutschen Bischofskonferenz errichten mit Geneh-
migung der Apostolischen Signatur ein Interdiöze-
sanes Datenschutzgericht als erste Instanz mit Sitz 
in Köln (vgl. can. 1423 § 1 CIC). Dem Interdiöze-
sanen Datenschutzgericht werden alle nach dieser 
Ordnung wahrzunehmenden Zuständigkeiten über-
tragen. Das Nähere wird in einem gemeinsamen 
Errichtungsdekret der Diözesanbischöfe geregelt. 

(2)	 Die Deutsche Bischofskonferenz errichtet mit Ge-
nehmigung der Apostolischen Signatur ein Daten-
schutzgericht der Deutschen Bischofskonferenz 
als zweite Instanz mit Sitz in Bonn (vgl. can. 1439 
§ 1 CIC). Dem Datenschutzgericht der Deutschen 
Bischofskonferenz werden alle nach dieser Ordnung 
wahrzunehmenden Zuständigkeiten übertragen. 

1	  Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrück-
lich in geschlechtsspezifischen Personenbezeichnungen dif-
ferenziert. Die gewählte männliche Form schließt eine ad-
äquate weibliche Form gleichberechtigt ein.
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§ 2
Sachliche Zuständigkeit und Verfahrensvorschriften

(1)	 Die Kirchlichen Gerichte in Datenschutzangelegen-
heiten sind zuständig für die Überprüfung von Ent-
scheidungen der Datenschutzaufsichten der Katholi-
schen Kirche in Deutschland sowie für gerichtliche 
Rechtsbehelfe der betroffenen Person gegen den 
Verantwortlichen oder den kirchlichen Auftragsver-
arbeiter. Ein besonderes Verfahren zur Überprüfung 
der Rechtmäßigkeit von kirchlichen Rechtsnormen 
(Normenkontrollverfahren) findet nicht statt.

(2)	 Das Interdiözesane Datenschutzgericht prüft auf 
Antrag die vorangegangene Entscheidung der Da-
tenschutzaufsicht über das Vorliegen einer Daten-
schutzverletzung sowie gerichtliche Rechtsbehelfe 
gegen den Verantwortlichen oder den kirchlichen 
Auftragsverarbeiter. Antragsteller können die be-
troffene Person oder der Verantwortliche im Sinne 
des § 4 Ziffer 9. KDG sein.

(3)	 Die betroffene Person verwirkt ihr Antragsrecht 
nach Absatz 2, wenn sie den Antrag später als ein 
Jahr nach Zugang der Ausgangsentscheidung gel-
tend macht. Den Zugangszeitpunkt muss sie auf 
Verlangen nachweisen können.

(4)	 Der Antrag des Verantwortlichen richtet sich nach 
§ 8 Absatz 2.

(5)	 Gegen die Entscheidung des Interdiözesanen Daten-
schutzgerichts steht den Beteiligten innerhalb einer 
Frist von drei Monaten ab Zugang dieser Entschei-
dung das Recht auf Beschwerde beim Datenschutz-
gericht der Deutschen Bischofskonferenz zu. 

§ 3
Zusammensetzung Kirchlicher Gerichte 

in Datenschutzangelegenheiten und 
Ernennungsvoraussetzungen 

(1)	 Das Interdiözesane Datenschutzgericht besteht aus 
dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzen-
den und vier beisitzenden Richtern.

(2)	 Das Datenschutzgericht der Deutschen Bischofs-
konferenz besteht aus dem Vorsitzenden, dem stell-
vertretenden Vorsitzenden und acht beisitzenden 
Richtern.

(3)	 Die Vorsitzenden, stellvertretenden Vorsitzenden 
und die Richter des Interdiözesanen Datenschutz-
gerichts und des Datenschutzgerichts der Deutschen 
Bischofskonferenz sind an das staatliche sowie an 
das kirchliche Recht gebunden. Sie üben ihr Amt un-
parteiisch und in richterlicher Unabhängigkeit aus.

(4)	 Die Mitglieder des Interdiözesanen Datenschutzge-
richts und des Datenschutzgerichts der Deutschen 
Bischofskonferenz müssen katholisch sein und sol-
len über Berufserfahrung in einem juristischen Beruf 
sowie in Datenschutzfragen verfügen. Sie dürfen zu 
Beginn ihrer Amtszeit das 75. Lebensjahr nicht über-
schritten haben. Anderweitige Tätigkeiten in abhän-
giger Beschäftigung dürfen das Vertrauen in die Un-
abhängigkeit und Unparteilichkeit des Richters nicht 
gefährden. Die Vorsitzenden und ihre Stellvertreter 
müssen die Befähigung zum Richteramt nach dem 
Deutschen Richtergesetz, die weiteren Richter einen 
akademischen Grad im kanonischen Recht oder die 
Befähigung zum Richteramt nach dem Deutschen 
Richtergesetz besitzen. 

(5)	 Personen, die als Diözesandatenschutzbeauftragte 
oder betriebliche Datenschutzbeauftragte bestellt 
bzw. benannt sind, können für die Dauer dieses 
Amtes und bis zum Ablauf von zwei Jahren nach 
Ausscheiden aus diesem Amt nicht zu Richtern an 
den Kirchlichen Gerichten in Datenschutzangele-
genheiten berufen werden. Hauptberuflich im kirch-
lichen Dienst stehende Personen können für die 
Dauer dieser Beschäftigung nicht berufen werden.  

(6) 	Für ihre Tätigkeit erhalten die Mitglieder der Kirch-
lichen Gerichte in Datenschutzangelegenheiten eine 
angemessene Vergütung sowie den Ersatz notwendi-
ger Reisekosten.

(7) 	Die Geschäftsstelle der Kirchlichen Gerichte in Da-
tenschutzangelegenheiten wird beim Verband der 
Diözesen Deutschlands eingerichtet.
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§ 4
Aufbringung der Mittel

Die Kosten der Kirchlichen Gerichte in Datenschutzan-
gelegenheiten trägt der Verband der Diözesen Deutsch-
lands.

§ 5
Besetzung der Kirchlichen Gerichte 

in Datenschutzangelegenheiten 

(1)	 Das Interdiözesane Datenschutzgericht entscheidet 
in der Besetzung mit dem Vorsitzenden oder dem 
stellvertretenden Vorsitzenden und zwei beisitzen-
den Richtern, wobei ein Mitglied des Spruchkörpers 
einen akademischen Grad im kanonischen Recht be-
sitzen muss.

(2)	 Das Datenschutzgericht der Deutschen Bischofs-
konferenz entscheidet in der Besetzung mit dem 
Vorsitzenden oder dem stellvertretenden Vorsitzen-
den und vier beisitzenden Richtern, wobei zwei Mit-
glieder des Spruchkörpers einen akademischen Grad 
im kanonischen Recht besitzen müssen.

(3)	 Die Verteilung der Verfahren zwischen dem Vorsit-
zenden und dem stellvertretenden Vorsitzenden er-
folgt anhand eines Geschäftsverteilungsplans, der 
spätestens am Ende des laufenden Jahres für das 
folgende Jahr vom Vorsitzenden nach Anhörung des 
stellvertretenden Vorsitzenden schriftlich festzule-
gen ist. 

(4)	 Ist der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsit-
zende an der Ausübung seines Amtes gehindert, tritt 
an seine Stelle der stellvertretende Vorsitzende oder 
der Vorsitzende.

§ 6
Richter

(1) 	Die Vorsitzenden, ihre Stellvertreter und die bei-
sitzenden Richter der Kirchlichen Gerichte in Da-
tenschutzangelegenheiten werden jeweils für eine 

Amtszeit von fünf Jahren auf Vorschlag des Stän-
digen Rates der Deutschen Bischofskonferenz vom 
Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz er-
nannt. Die mehrmalige Wiederernennung ist zuläs-
sig. Sind zum Ende der Amtszeit die neuen Richter 
noch nicht ernannt, führen die bisherigen Richter die 
Geschäfte bis zur Ernennung der Nachfolger weiter.

(2) 	Die Dienstaufsicht über die Mitglieder der Kirchli-
chen Gerichte in Datenschutzangelegenheiten übt 
der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz 
aus.

(3) 	Das Amt eines Richters endet vor Ablauf der Amts-
zeit

a)	 mit der Annahme der Rücktrittserklärung durch 
den Vorsitzenden der Deutschen Bischofskon-
ferenz, 

b)	 mit der Feststellung des Wegfalls der Ernen-
nungsvoraussetzungen oder der Feststellung 
eines schweren Dienstvergehens. Diese Fest-
stellungen trifft der Vorsitzende der Deutschen 
Bischofskonferenz durch Dekret.

Endet das Amt eines Richters vor Ablauf seiner re-
gulären Amtszeit, wird für die Dauer der Amtszeit, 
die dem ausgeschiedenen Richter verblieben wäre, 
ein Nachfolger ernannt. 

(4) 	Die Richter sind verpflichtet, über die Beratung und 
Abstimmung auch nach Ende ihrer Amtszeit Still-
schweigen zu bewahren.

§ 7
Verfahrensbeteiligte, Bevollmächtigte 

und Beistände

(1) 	Am Verfahren sind neben der betroffenen Person der 
Verantwortliche oder der kirchliche Auftragsverar-
beiter und die zuständige Datenschutzaufsicht betei-
ligt. 
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(2) 	Vor den Kirchlichen Gerichten in Datenschutzange-
legenheiten kann sich jeder Beteiligte durch einen 
Bevollmächtigten in jeder Lage des Verfahrens ver-
treten lassen und sich in der mündlichen Verhand-
lung eines Beistandes bedienen.

(3) 	Die Bevollmächtigung wird gegenüber den Kirch-
lichen Gerichten in Datenschutzangelegenheiten 
durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachge-
wiesen. 

§ 8
Verfahrenseinleitung

(1)	 Antragsbefugt ist, wer vorbringt, durch die Verar-
beitung seiner personenbezogenen Daten in eige-
nen Rechten verletzt zu sein. Die Antragsbefugnis 
ist auch gegeben, wenn innerhalb von drei Monaten 
nach Eingang der Beschwerde keine Mitteilung der 
Datenschutzaufsicht oder nach Ablauf einer Frist 
von zwölf Monaten seit Eingang der Beschwerde 
keine Entscheidung der Datenschutzaufsicht erfolgt 
ist.

(2)	 Der Verantwortliche kann gegen Entscheidungen der 
Datenschutzaufsicht binnen eines Monats nach Zu-
gang derselben einen Antrag auf Überprüfung durch 
das Interdiözesane Datenschutzgericht stellen. Der 
Zugangszeitpunkt ist von ihm nachzuweisen.

§ 9
Ausschluss

Ein Richter ist von der Ausübung seines Amtes ausge-
schlossen, wenn er

a)	 selbst Beteiligter ist,

b)	 gesetzlicher Vertreter oder angehörige Person im 
Sinne des § 41 Nummer 2 bis 3 der Zivilprozessord-
nung eines Beteiligten ist oder gewesen ist,

c)	 in dieser Sache bereits als Zeuge oder Sachverstän-
diger gehört wurde,

d)	 bei dem vorausgegangenen Verfahren oder als 
Mitglied des Interdiözesanen Datenschutzgerichts 
– auch als allgemeiner Vertreter der befassten Person 
oder als Diözesandatenschutzbeauftragter bzw. des-
sen Vertreter – mitgewirkt hat,

e)	 Bevollmächtigter oder Beistand eines Beteiligten 
war.

§ 10
Ablehnung

(1)	 Ein Richter kann wegen Besorgnis der Befangenheit 
von jedem Beteiligten abgelehnt werden, wenn ein 
Grund vorliegt, der geeignet ist, Misstrauen gegen 
die Unparteilichkeit des Mitgliedes zu begründen.

(2)	 Der abgelehnte Richter hat sich zu dem Ableh-
nungsgrund zu äußern. Bis zur Erledigung des 
Ablehnungsantrages darf er nur solche Handlungen 
vornehmen, die keinen Aufschub dulden.

(3)	 Über die Ablehnung eines Richters entscheidet das 
Gericht durch unanfechtbaren Beschluss. Dabei 
wirkt anstelle des abgelehnten Richters der Nächst-
berufene mit.

(4)	 Einen Ablehnungsantrag kann nicht stellen, wer sich 
in Kenntnis eines Ablehnungsgrundes in eine Ver-
handlung eingelassen oder Anträge gestellt hat.

(5)	 Auch ohne Ablehnungsantrag findet eine Entschei-
dung nach Absatz 3 statt, wenn ein Richter einen 
Sachverhalt mitteilt, der seine Ablehnung nach Ab-
satz 1 rechtfertigen könnte, oder wenn Zweifel darü-
ber bestehen, ob er von der Ausübung seines Amtes 
nach § 9 ausgeschlossen ist.

§ 11
Antragsschrift

(1) 	Der Antrag ist schriftlich bei der Geschäftsstelle der 
Kirchlichen Gerichte in Datenschutzangelegenhei-
ten oder bei der Datenschutzaufsicht, deren Ent-
scheidung beanstandet wird, einzureichen. Die An-
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tragsschrift muss den Namen der Beteiligten und den 
Gegenstand der Überprüfung bezeichnen und soll 
ein bestimmtes Begehren enthalten. Die zu dessen 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, Bescheide aus dem Vorverfahren 
in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden.

(2) 	Wurde die Antragsschrift bei der Datenschutzauf-
sicht eingereicht, leitet diese sie an die Geschäfts-
stelle der Kirchlichen Gerichte in Datenschutzange-
legenheiten weiter. 

(3) 	Für die Anhörung der Datenschutzaufsicht sollen 
Abschriften der Antragsschrift und sonstiger Schrift-
stücke beigefügt werden.

§ 12
Verfahren nach Eingang der Antragsschrift

(1)	 In den Fällen des § 8 Absatz 2 holt der Vorsitzende 
nach dem Eingang der Antragsschrift eine schriftli-
che Stellungnahme derjenigen Datenschutzaufsicht 
ein, deren Entscheidung zur Überprüfung gestellt 
ist. Sie wird dem Antragsteller zur Gegenäußerung 
übermittelt.

(2)	 Der Vorsitzende kann bis zum Abschluss des Verfah-
rens von Amts wegen oder auf Antrag Dritte, deren 
rechtliche Interessen durch die Entscheidung berührt 
werden, am Verfahren beteiligen. In diesem Fall sind 
sie im Verfahren ebenso Beteiligte; die Beteiligten 
sind anzuhören und haben das Recht eigener Antrag-
stellung. 

(3)	 Der Antragsteller kann bis zum Zugang eines Be-
schlusses gemäß § 15 seinen Antrag durch schriftli-
che Erklärung zurücknehmen; die Rücknahme wird 
allen Beteiligten mitgeteilt. Das Überprüfungsver-
fahren endet in diesem Fall ohne weiteres und kann 
nicht mehr aufgenommen werden.

§ 13
Verfahren vor dem Interdiözesanen 

Datenschutzgericht

(1) 	Das Interdiözesane Datenschutzgericht erforscht den 
Sachverhalt von Amts wegen; die am Verfahren Be-
teiligten haben an der Aufklärung des Sachverhalts 
mitzuwirken. Das Interdiözesane Datenschutzgericht 
ist an das Vorbringen und an die Beweisangebote der 
Beteiligten nicht gebunden.

(2) 	Die Beteiligten können die Akten des Interdiözesa-
nen Datenschutzgerichts und die ihm vorgelegten 
Akten einsehen und sich auf ihre Kosten Kopien 
oder Abschriften fertigen lassen. 

(3) 	Das Interdiözesane Datenschutzgericht entscheidet 
in der Regel ohne mündliche Erörterung durch Be-
schluss; es besteht kein Anspruch auf Anberaumung 
eines Termins.

(4) 	Wenn die Sache besondere Schwierigkeiten tatsäch-
licher oder rechtlicher Art aufweist oder der Sach-
verhalt ungeklärt ist, kann das Interdiözesane Daten-
schutzgericht zur Klärung einen mündlichen Anhö-
rungstermin ansetzen. 

(5) 	Der Vorsitzende lädt dazu die am Verfahren Betei-
ligten mit einer Frist von mindestens zwei Wochen. 
In der Ladung ist darauf hinzuweisen, dass auch in 
Abwesenheit eines Beteiligten verhandelt und ent-
schieden werden kann. 

(6) 	Im Anhörungstermin werden alle wesentlichen tat-
sächlichen und rechtlichen Fragen erörtert. Alle Mit-
glieder des Interdiözesanen Datenschutzgerichts sind 
befugt, die Beteiligten zu befragen. Ein Mitglied des 
Interdiözesanen Datenschutzgerichts führt Protokoll 
über die wesentlichen Ergebnisse der Anhörung.

(7) 	Das Interdiözesane Datenschutzgericht erhebt die 
erforderlichen Beweise. Zur Aufklärung des Sach-
verhalts können Urkunden eingesehen, Auskünfte 
eingeholt, Zeugen, Sachverständige und Beteilig-
te vernommen und ein Augenschein eingenommen 
werden. 
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§ 14
Ergebnis des Verfahrens

(1) 	Das Interdiözesane Datenschutzgericht entscheidet 
über das Begehren des Antragstellers mit Stimmen-
mehrheit.

(2) 	Es kann erkennen auf 

a)	 Verwerfung des Antrags als unzulässig,

b)	 Zurückweisung des Antrags als unbegründet, 
auch in den Fällen der Verwirkung des Antrags-
rechts, oder

c)	 Feststellung des Vorliegens und Umfangs einer 
Datenschutzverletzung. 

§ 15
Beschluss

(1) 	Der das Verfahren beendende Beschluss ist schrift-
lich abzufassen und von den Richtern, die an der Ent-
scheidung mitgewirkt haben, zu unterzeichnen. 

(2) 	Er enthält neben dem Erkenntnis den Sachverhalt, 
die tragenden Gründe für die Entscheidung und ei-
nen Hinweis über die Möglichkeit eines Antrags 
nach § 17 Absatz 1. 

(3) 	Der Beschluss wird allen Beteiligten unverzüglich 
mitgeteilt.

§ 16
Kosten des Verfahrens

Im Verfahren vor dem Interdiözesanen Datenschutzge-
richt werden Gebühren nicht erhoben. Im Übrigen ent-
scheidet es zusammen mit dem Erkenntnis, ob Auslagen 
aufgrund materiell-rechtlicher Vorschriften erstattet wer-
den und wer diese zu tragen hat. Zeugen und Sachver-
ständige werden in Anwendung des staatlichen Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachverständi-
gen entschädigt.

§ 17
Verfahren vor dem Datenschutzgericht der 

Deutschen Bischofskonferenz

(1)	 Jeder Beteiligte kann gegen die Entscheidung des 
Interdiözesanen Datenschutzgerichts binnen einer 
Frist von drei Monaten nach Erlangung der Kenntnis 
von ihrem Inhalt die Entscheidung des Datenschutz-
gerichts der Deutschen Bischofskonferenz beantra-
gen, soweit von seinem Antrag abgewichen wurde. 
Der Ausspruch nach § 16 ist nur zusammen mit der 
Hauptsache anfechtbar. 

(2)	 Für das Verfahren vor dem Datenschutzgericht der 
Deutschen Bischofskonferenz gelten die §§ 7 bis 16 
entsprechend, § 11 jedoch mit der Maßgabe, dass 
der Antrag nur wahlweise bei dem Interdiözesanen 
Datenschutzgericht oder dem Datenschutzgericht 
der Deutschen Bischofskonferenz eingereicht wer-
den kann. Der Vorsitzende kann von einer neuerli-
chen Anhörung der Datenschutzaufsicht absehen.

(3)	 Beweise erhebt das Datenschutzgericht der Deut-
schen Bischofskonferenz nur dann, wenn die Sach-
verhaltsaufklärung beim Interdiözesanen Daten-
schutzgericht nicht auf alle wesentlichen Punkte 
erstreckt wurde. Einen Anhörungstermin setzt das 
Datenschutzgericht der Deutschen Bischofskonfe-
renz nur dann an, wenn es Hinweise dafür hat, dass 
mit den am Verfahren Beteiligten noch nicht alle für 
die Entscheidung wesentlichen Fragen erörtert wur-
den; ein Anspruch hierauf besteht nicht.

(4)	 Mit der Mitteilung des Beschlusses an die Beteilig-
ten endet das Verfahren.

§ 18
Inkrafttreten

(1) 	Diese Ordnung tritt am 24.05.2018 in Kraft.

(2) 	Diese Ordnung soll innerhalb von drei Jahren ab In-
krafttreten überprüft werden.
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Hildesheim, den 14.06.2018

L.S.

† Weihbischof Dr. Nikolaus Schwerdtfeger
 Diözesanadministrator

Approbiert durch Beschluss der Vollversammlung der 
Deutschen Bischofskonferenz vom 20.02.2018

Rekognosziert durch Dekret der Apostolischen Signatur 
vom 03.05.2018 

Promulgiert durch Schreiben des Vorsitzenden der Deut-
schen Bischofskonferenz vom 14.05.2018

Der Diözesanadministrator

Ausführungsbestimmungen zu § 7 der 
Geschäftsanweisung für Kirchenvorstände

im Bistum Hildesheim (GAKi)

Im Rahmen der laufenden Gemeindeverwaltungsre-
form im Bistum Hildesheim wurden und werden haupt- 
und ehrenamtliche Verwaltungsbeauftragte eingesetzt, 
welche im Auftrag des Kirchenvorstands die Vermö-
gensverwaltung einer Pfarrgemeinde übernehmen. 

Für die Zeit des Reformprozesses ist eine Ungleichzei-
tigkeit nicht zu vermeiden: Während in einem Teil der 
Pfarrgemeinden bereits Verwaltungsbeauftragte ihren 
Dienst tun, werden in einem anderen Teil der Pfarrge-
meinden noch Rendantinnen und Rendanten eingesetzt. 
Da KVVG und GAKi den Dienst der/des Verwaltungs-
beauftragten nicht kennen, ist es notwendig, folgende 
Ausführungsbestimmungen zu § 7 GAKi zu erlassen:

1. 	 In den Pfarrgemeinden, in denen Verwaltungsbeauf-
tragte mit der Vermögensverwaltung im Auftrag des 
Kirchenvorstands betraut sind, wird eine Rendantin 
bzw. ein Rendant nicht eingesetzt. 

2. 	 Die Aufgaben der Rendantin bzw. des Rendanten 
gem. § 7 GAKi werden in diesem Fall durch die/den 
Verwaltungsbeauftrage/n übernommen.

Diese Ausführungsbestimmungen treten mit sofortiger 
Wirkung in Kraft.

Hildesheim, den 11.06.2018

L.S.

† Weihbischof Dr. Nikolaus Schwerdtfeger
Diözesanadministrator

Jubiläumsordnung zur Veröffentlichung 
Alters- und Ehejubiläen, Geburten, 

Sterbefällen, Ordens- und Priesterjubiläen

Bei Alters- und Ehejubiläen, Geburten, Ordens- und 
Priesterjubiläen können Namen der betroffenen Per-
son und ggf. deren Wohnort (nicht die Straße) sowie 
der Tag und die Art des Ereignisses in den Publikati-
onsorganen der Pfarreien (Pfarrnachrichten) sowie in 
den kircheneigenen Printmedien veröffentlicht werden. 

Die betroffene Person hat das Recht, jederzeit ge-
gen die Veröffentlichung nach Satz 1 Widerspruch 
einzulegen. Der Widerspruch ist schriftlich oder in 
sonstiger geeigneter Form bei der zuständigen Pfar-
rei oder der Meldestelle des Bistums einzureichen.

Diese und ggf. andere Sperrvermerke sind zu beachten.

Auf das Widerspruchsrecht gegenüber den kirchlichen 
Stellen ist mindestens einmal jährlich in den Publika-
tionsorganen der Pfarreien bzw. in den kircheneigenen 
Printmedien hinzuweisen. Der Hinweis ist im äußeren 
Erscheinungsbild von dem Rest des Textes der Veröffent-
lichung hervorzuheben. Ein bei der Pfarrei eingereichter 
Widerspruch ist unverzüglich der Meldestelle des Bis-
tums mitzuteilen.
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Altersjubiläen im Sinne des Satzes 1 sind der 70. Ge-
burtstag, jeder fünfte weitere Geburtstag und ab dem 
90. Geburtstag jeder folgende Geburtstag; Ehejubilä-
en sind das 25., 50. und jedes weitere 5. Ehejubiläum.

Soll eine weitere, über die genannten Medien hinaus-
gehende Veröffentlichung erfolgen, ist eine gesonderte 
Einwilligung entsprechend den Regelungen des Geset-
zes über den Kirchlichen Datenschutz (KDG) einzuho-
len. Dies betrifft insbesondere eine Veröffentlichung im 
Internet.

Die Meldestelle des Bistums ist berechtigt, auf Anfrage 
einer der genannten Stellen die entsprechenden Daten zu 
übermitteln. Die Pfarreien sind berechtigt, die entspre-
chenden Daten an ein kircheneigenes Printmedium zu 
übermitteln. 

Die Daten dürfen ausschließlich zu dem Zweck der Veröf-
fentlichung in den genannten Medien verwendet werden.

Diese Jubiläumsordnung tritt mit Wirkung zum 15. Juni 
2018 in Kraft.

Hildesheim, den 12. Juni 2018

L.S.

† Weihbischof Dr. Nikolaus Schwerdtfeger
Diözesanadministrator

Verlängerung der Geltungsdauer der Leitlinien 
und der Rahmenordnung Prävention

Der Ständige Rat der Deutschen Bischofskonfe-
renz hat am 22. Januar 2018 die Geltungsdauer der 
im Herbst des Jahres 2013 verabschiedeten „Leitlini-
en für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Min-
derjähriger und erwachsener Schutzbefohlener durch 
Kleriker, Ordensangehörige und andere Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter im Bereich der Deutschen Bi-

schofskonferenz“ und die „Rahmenordnung Präventi-
on gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und 
erwachsenen Schutzbefohlenen im Bereich der Deut-
schen Bischofskonferenz“ (KA Nr. 7 vom 05.11.2013, 
Seite 122 ff) bis zum 31. August 2019 verlängert.

Hildesheim, den 12. Juni 2018

L.S.

† Weihbischof Dr. Nikolaus Schwerdtfeger
Diözesanadministrator

Beschlüsse
der Bundeskommission 1/2018

am 15. März 2018 in Bad Hersfeld

A.

Anlage 2e zu den AVR
Zulage für Mitarbeiter im Rettungsdienst, 

die mit der elektronischen Einsatzdokumentation 
befasst sind

I. 	 In Anlage 2e zu den AVR wird in Abschnitt II der 
Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Ver-
gütungsgruppen 4b bis 8 die folgende neue Nr. 12 
eingefügt:

„12 Mitarbeiter als Beauftragte der elektronischen 
Einsatzdokumentation erhalten für die Dauer dieser 
Tätigkeit eine Zulage in Höhe von monatlich 90,00 
Euro, sofern ihnen diese Aufgabe vom Dienstgeber 
schriftlich übertragen wurde.“

II. 	 In Anlage 2e zu den AVR wird der neuen Nr. 12 der 
Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Ver-
gütungsgruppen 4b bis 8 des Abschnitts II die fol-
gende neue Hochziffer 1 hinzugefügt:

„1 Diese Bestimmung findet ausschließlich im Ge-
biet der Regionalkommission Bayern Anwendung.“
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III. 	Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. Januar 2018 in Kraft.

B.

Anlage 21a zu den AVR
Erweiterung des Geltungsbereichs sowie 

Überleitungsregelungen

I. 	 Änderungen in Anlage 21a zu den AVR

a. § 1 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Diese Anlage gilt für Lehrkräfte, die in

a) 	 Altenpflege-, Krankenpflege-, Krankenpflege-
hilfe-, Kinderkrankenpflege- und Hebammen-
schulen sowie

b) 	 sonstigen Schulen, soweit sie nicht unter Anla-
ge 21 zu den AVR fallen, 

beschäftigt sind.“

„Anmerkung zu § 1 Abs. 1:
Die Anlage 21a zu den AVR findet keine Anwen-
dung auf Lehrkräfte an Schulen, die nach den je-
weiligen landesrechtlichen Bestimmungen über 
die Förderung von Privatschulen refinanziert wer-
den und deren Dienstverhältnis bereits vor dem 
1. August 2007 bei dem Dienstgeber begonnen hat.“

b. § 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Eingruppierung der Mitarbeiter im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 richtet sich nach den Tätigkeitsmerkma-
len des Anhang A dieser Anlage.“

c. § 4 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

		  „(1) Die Entgeltgruppen 9 bis 15 umfassen sechs 
Stufen.“

d. § 4 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) 1Die Mitarbeiter erreichen die jeweils nächste 
Stufe – von Stufe 3 an in Abhängigkeit von ihrer 
Leistung gemäß § 5 Abs. 2 – nach folgenden Zei-
ten einer ununterbrochenen Tätigkeit innerhalb 
derselben Entgeltgruppe bei ihrem Dienstgeber 
(Stufenlaufzeit):

- Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1, 
- Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2, 
- Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3, 
- Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4,
- Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5.

2Die bis zum 31. Dezember 2017 in Stufe 5 ver-
brachte Zeit wird berücksichtigt.

Anmerkung zu § 4 Abs. 4:
Besitzstandszulagen, die sich aus der Anwendung 
des Anhang B der Anlage 21a zu den AVR ergeben 
haben, werden aus Anlass der Änderung der Anla-
ge 21a zu den AVR nicht gekürzt.“ 

II.	 Änderungen in Anhang A der Anlage 21a zu den 
AVR:

a. Die Überschrift über der Tabelle wird wie folgt 
gefasst:

„Vergütungsgruppen für Lehrkräfte nach der Anla-
ge 21a zu den AVR“.

b. Es wird eine Entgeltgruppe 9 mit folgendem 
 Wortlaut eingefügt:

„E 9 Mitarbeiter ohne abgeschlossene Hochschul-
bildung in der Tätigkeit von Lehrkräften“.

c. In den Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen 
wird folgende Anmerkung nach der Überschrift 
vor der Anmerkung „Wissenschaftliche Hoch-
schulbildung“ eingefügt:
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„Entsprechende Zusatzqualifikation

1Eine entsprechende Zusatzqualifikation liegt vor, 
wenn eine Weiterbildung zum/zur Unterrichtspfle-
ger/in, Lehrhebamme/-entbindungspfleger erfolg-
reich abgeschlossen wurde. 2Bei Lehrkräften, die 
nicht von Satz 1 erfasst sind, liegt eine entspre-
chende Zusatzqualifikation vor, wenn mindestens 
720 Stunden zu mindestens je 45 Unterrichtsmi-
nuten theoretischer Unterricht innerhalb von zwei 
Jahren und bei berufsbegleitender Ausbildung in-
nerhalb von längstens drei Jahren vermittelt wor-
den sind.“

III. 	Neuer Anhang C zur Anlage 21a zu den AVR

Es wird ein Anhang C zur Anlage 21a zu den AVR 
mit folgendem Inhalt eingefügt:

„Überleitungs- und Besitzstandsregelung

Präambel

Zum 1. Januar 2018 ist der Geltungsbereich der An-
lage 21a zu den AVR erweitert worden. Ziel dieser 
Regelung ist die Überleitung von Mitarbeitern in An-
lage 21a zu den AVR, die seit dem 1. Januar 2018 un-
ter den Geltungsbereich der Anlage 21a zu den AVR 
fallen.

§ 1 Geltungsbereich

(1) Diese Überleitung gilt für

a) 	 Alten- und Krankenpfleger sowie Hebam-
men/Entbindungspfleger ohne Zusatzqualifi-
kation in der Tätigkeit von Lehrkräften sowie

b) 	 Mitarbeiter, die an Schulen im Sinne des § 1 
Abs. 1 Buchstabe b) der Anlage 21a zu den 
AVR beschäftigt sind,

die am 31. Dezember 2017 in einem Dienstver-
hältnis gestanden haben, das am 1. Januar 2018 
im Geltungsbereich der AVR fortbesteht, für 

die Dauer des ununterbrochen fortbestehenden 
Dienstverhältnisses.

(2) 1Ein Dienstverhältnis besteht auch ununterbro-
chen fort bei der Verlängerung eines befristeten 
Dienstvertrages sowie bei Dienstgeberwechsel 
innerhalb des Geltungsbereichs der AVR. 2Un-
terbrechungen von bis zu einem Monat bzw. der 
Dauer der Schulferien sind unschädlich.

§ 2 Überleitung

1Mitarbeiter nach § 1 Abs. 1 werden so in die Anla-
ge 21a zu den AVR übergeleitet, als ob sie seit dem 
Zeitpunkt, seit dem sie ununterbrochen in der Tätig-
keit als Lehrkraft im Geltungsbereich der AVR oder 
im sonstigen katholischen Bereich beschäftigt waren, 
nach § 2 und § 4 der Anlage 21a zu den AVR ein-
gruppiert und eingestuft worden wären. 2Ein Dienst-
verhältnis besteht auch ununterbrochen fort bei der 
Verlängerung eines befristeten Dienstvertrages sowie 
bei Dienstgeberwechsel. 3Unterbrechungen von bis 
zu einem Monat bzw. der Dauer der Schulferien sind 
unschädlich.

§ 3 Besitzstandsregelungen

(1) Mitarbeiter, deren bisherige Vergütung (Ver-
gleichsvergütung) das ihnen am 1. Januar 2018 
zustehende Entgelt übersteigt, erhalten eine Be-
sitzstandszulage.

(2) 	1Die monatliche Besitzstandszulage wird als 
Unterschiedsbetrag zwischen der Vergleichsjah-
resvergütung (Absatz 3) und dem Jahresentgelt 
(Absatz  4), jeweils geteilt durch 12, errechnet. 
2Dabei sind Vergütungsveränderungen durch 
Beschlüsse nach § 14 AK-Ordnung nicht zu be-
rücksichtigen.

(3) 	1Die Vergleichsjahresvergütung errechnet sich 
als das 12-fache der am 31. Dezember 2017 
zustehenden Monatsvergütung, zuzüglich des 
Leistungsentgelts gemäß §  15 der Anlagen 31 
und 32 zu den AVR und der Jahressonderzah-
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lung gemäß § 16 der Anlagen 31 und 32 zu den 
AVR bzw. der Weihnachtszuwendung gemäß 
Abschnitt XIV der Anlage 1 zu den AVR sowie 
dem Urlaubsgeld gemäß Anlage 14 zu den AVR. 
2Zur Monatsvergütung im Sinne dieser Vor-
schrift gehören:

- 	 Bei Mitarbeitern, die aus den Anlagen 31 
und 32 zu den AVR übergeleitet werden, das 
Tabellenentgelt gemäß § 12 der Anlagen 31 
und 32 zu den AVR, die Besitzstandszulagen 
gemäß Anhang E der Anlage 31 und Anhang 
F der Anlage 32 zu den AVR sowie weitere 
regelmäßig gewährte Zulagen.

- 	 Bei Mitarbeitern, die aus der Anlage 2 zu 
den AVR übergeleitet werden, die Regel-
vergütung gemäß Abschnitt III der Anlage 
1 zu den AVR, die Kinderzulage gemäß Ab-
schnitt V der Anlage 1 zu den AVR, die Be-
sitzstandszulagen gemäß Anlage 1b zu den 
AVR sowie weitere regelmäßig gewährte 
Zulagen.

(4)	 Das Jahresentgelt errechnet sich als das 12-fache 
des am 1. Januar 2018 zustehenden Tabellenent-
gelts gemäß § 3 der Anlage 21a zu den AVR zu-
züglich der Jahressonderzahlung gemäß § 6 der 
Anlage 21a zu den AVR.

(5) 	Ruht das Dienstverhältnis oder wird eine Teil-
zeitbeschäftigung während der Elternzeit (ge-
mäß § 15 Abs. 4 Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz) ausgeübt, sind Monatsvergütung 
bzw. Monatsentgelt (Absatz 3) und das Tabel-
lenentgelt (Absatz 4) so zu berechnen, als ob der 
Mitarbeiter im Januar 2018 die Tätigkeit im sel-
ben Umfang wie vor der Teilzeitbeschäftigung 
bzw. dem Ruhen wieder aufgenommen hätte.

(6) 	1Verringert sich nach dem 1. Januar 2018 die 
individuelle regelmäßige Arbeitszeit des Mitar-
beiters, reduziert sich seine Besitzstandszulage 
im selben Verhältnis, in dem die Arbeitszeit ver-
ringert wird; erhöht sich die Arbeitszeit, bleibt 
die Besitzstandszulage unverändert. 2Erhöht 
sich nach einer Verringerung der Arbeitszeit 

diese wieder, so lebt die Besitzstandszulage im 
gleichen Verhältnis wie die Arbeitszeiterhöhung, 
höchstens bis zur ursprünglichen Höhe, wieder 
auf. 3Diese Regelung ist entsprechend anzuwen-
den auf Mitarbeiter, deren Arbeitszeit am 1. Ja-
nuar 2018 befristet verändert ist.

(7)	 1Die kinderbezogenen Entgeltbestandteile ge-
mäß Abschnitt V der Anlage 1 zu den AVR, die 
in die Berechnung der Besitzstandszulage nach 
Absatz  2 und Absatz  3 einfließen, werden als 
Anteil der Besitzstandszulage fortgezahlt, so-
lange für diese Kinder Kindergeld nach dem 
Einkommenssteuergesetz (EStG) oder nach 
dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) gezahlt 
wird oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder 
§ 65 EStG oder des § 3 oder § 4 BKGG gezahlt 
würde. 2Mit dem Wegfall der Voraussetzungen 
reduziert sich die Besitzstandszulage entspre-
chend. 3Dieser Absatz findet auch Anwendung 
auf solche kinderbezogenen Entgeltbestandteile, 
die in die Berechnung der Besitzstandszulagen 
gemäß Anhang E der Anlage 31 und Anhang F 
der Anlage 32 zu den AVR eingeflossen sind.

§ 4 Überforderungsklausel

(1) 	Soweit bei einem Vergleich der Gesamtperso-
nalkosten vor und nach der Überleitung um-
stellungsbedingte Mehrkosten von mindestens 

	 2,5 v. H. entstehen, kann der Dienstgeber den 
Überleitungsgewinn von Mitarbeitern, deren 
Jahresentgelt nach § 3 Abs. 4 die Vergleichsjah-
resvergütung nach § 3 Abs. 3 übersteigt, gemäß 
den nachfolgenden Vorgaben zeitlich strecken.

(2) 	Die Gesamtpersonalkosten errechnen sich aus 
den Bruttopersonalkosten der Mitarbeiter der 
Einrichtung und den Arbeitgeberanteilen zur So-
zialversicherung.

(3) 	1Bei der Ermittlung der Mehrkosten sind aus-
schließlich die Steigerungen der Gesamtperso-
nalkosten der Einrichtung zu berücksichtigen, 
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die unmittelbar durch die Überleitung von Mitar-
beitern in die Anlage 21a zu den AVR entstehen. 
2Mehrkosten, die durch Neueinstellungen von 
Mitarbeitern und durch strukturelle Verände-
rungen bei Mitarbeitern, die nicht in die Anlage 
21a zu den AVR überführt wurden (Stufenauf-
stiege, Tätigkeits- oder Bewährungsaufstiege, 
Kinderzulagen oder andere Zulagen), entstehen, 
bleiben bei der Ermittlung der Mehrkosten un-
berücksichtigt. 3Administrative Mehrkosten, die 
durch die Überleitung entstehen, bleiben eben-
falls unberücksichtigt.

(4) 	1Der Überleitungsgewinn des einzelnen Mit-
arbeiters errechnet sich aus einem Vergleich 
des Jahresentgelts nach § 3 Abs. 4 und der Ver-
gleichsjahresvergütung nach § 3 Abs. 3. 2Der 
Überleitungsgewinn wird anschließend durch 
die Vergleichsjahresvergütung geteilt und das 
Ergebnis mit hundert multipliziert. 3Daraus er-
gibt sich die prozentuale Vergütungssteigerung 
des einzelnen Mitarbeiters.

(5) 	1Die Möglichkeit der zeitlichen Streckung be-
steht nur bei Mitarbeitern, deren prozentuale 
Vergütungssteigerung mehr als 4 v. H. beträgt. 
2Beträgt die Vergütungssteigerung des einzelnen 
Mitarbeiters mehr als 4 v. H., erhält er in den 
ersten zwölf Monaten nach der Überleitung eine 
Vergütungssteigerung von 4 v. H. 3Die restliche 
prozentuale Vergütungssteigerung wird gleich-
mäßig auf weitere fünf Jahre verteilt. 4Spätestens 
nach sechs Jahren ist das aktuell gültige Entgelt 
(inklusive aller Entgeltbestandteile) in voller 
Höhe an den betroffenen Mitarbeiter zu zahlen. 
5Die Vergütungen der von einer solchen zeitli-
chen Streckung betroffenen Mitarbeiter nehmen 
vollumfänglich an zwischenzeitlichen Tariferhö-
hungen teil.

(6) 	Durch Dienstvereinbarung kann eine für die 
Mitarbeiter günstigere Streckung des Überlei-
tungsgewinns vereinbart werden.

(7) 	1Die Entscheidung über die Anwendung der 
Überforderungsklausel und die dafür maßgebli-
chen Berechnungen nach Absätzen 2 – 5 sind der 

zuständigen Mitarbeitervertretung im Vorfeld 
schriftlich vorzulegen und zu erläutern. 2Macht 
ein Rechtsträger von der Überforderungsklau-
sel Gebrauch, hat er unverzüglich eine Anzeige 
sowie die vergleichenden Gesamtpersonalkos-
tenberechnungen an die Geschäftsstelle der Ar-
beitsrechtlichen Kommission des Deutschen Ca-
ritasverbandes zu übersenden. 3Die Geschäfts-
stelle leitet die Unterlagen an die Mitglieder des 
zuständigen Ausschusses der Bundeskommissi-
on zur Kenntnisnahme weiter.

(8) 	Die Anwendung der Überforderungsklausel 
kann bis zum 30. Juni 2018 erfolgen, danach 
ist eine zeitliche Streckung des Überleitungsge-
winns ausgeschlossen.

IV. 	Änderungen in Anlage 2 zu den AVR

1. Die Tätigkeitsmerkmale der Vergütungsgruppen

- 1b Ziffer 10,
- 2 Ziffer 5,
- 3 Ziffer 3,
- 4a Ziffern 1, 2, 3, 5, 10, 11, 26 und 27,
- 4b Ziffern 1, 3, 6, 10, 16, 18, 19, 36 und 38,
- 5b Ziffern 2, 4, 9, 21, 22, 30, 33, 35, 36, 60 und
  63,
- 5c Ziffern 29 und 36

werden gestrichen und jeweils durch die Angabe 
„(durch Überleitung in die Anlage 21a zu den AVR 
entfallen)“ ersetzt.

2. Die folgenden Tätigkeitsmerkmale werden neu 
gefasst:

VG 4b Ziff. 2 erhält folgende neue Fassung:

„Audiometristen mit staatlicher Anerkennung 
oder mit mindestens zweijähriger Fachausbildung 
an Universitätskliniken oder medizinischen Aka-
demien in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 
5b Ziffer 1 nach zweijähriger Bewährung in dieser 
Tätigkeit“
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VG 4b Ziff. 4 erhält folgende neue Fassung: 

„Beschäftigungstherapeuten/Ergotherapeuten mit 
staatlicher Anerkennung in einer Tätigkeit der 
Vergütungsgruppe 5b Ziffer 6 nach zweijähriger 
Bewährung in dieser Tätigkeit“

VG 4b Ziff. 7 erhält folgende neue Fassung:

„Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung in 
einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 8 
oder 11 nach zweijähriger Bewährung in einer die-
ser Tätigkeiten“

VG 4b Ziff. 11 erhält folgende neue Fassung:

„Physiotherapeuten/Krankengymnasten in einer 
Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 24 nach 
zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit“

VG 4b Ziff. 17 erhält folgende neue Fassung:

„Logopäden mit staatlicher Anerkennung oder mit 
mindestens zweijähriger Fachausbildung an Uni-
versitätskliniken oder medizinischen Akademien 
mit Prüfung in einer Tätigkeit der Vergütungs-
gruppe 5b Ziffer 29 nach zweijähriger Bewährung 
in dieser Tätigkeit“

VG 4b Ziff. 20 erhält folgende neue Fassung:

„Medizinisch-technische Assistenten in einer Tä-
tigkeit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 38 oder 39 
nach zweijähriger Bewährung in einer dieser Tä-
tigkeiten“

VG 4b Ziff. 37 erhält folgende neue Fassung:

„Orthoptisten mit staatlicher Anerkennung oder 
mit mindestens zweijähriger Fachausbildung an 
Universitätskliniken oder medizinischen Akade-
mien mit Prüfung in einer Tätigkeit der Vergü-
tungsgruppe 5b Ziffer 59 oder 62 nach zweijähri-
ger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten“

VG 4b Ziff. 39 erhält folgende neue Fassung:

„Pharmazeutisch-technische Assistenten in einer 
Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 64 oder 
65 nach zweijähriger Bewährung in einer dieser 
Tätigkeiten“

VG 5b Ziff. 23 erhält folgende neue Fassung:

„Physiotherapeuten/Krankengymnasten in einer 
Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5c Ziffer 31 nach 
dreijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit“

V. 	 Inkrafttreten

	 Die Abschnitte I bis IV dieses Beschlusses treten 
zum 1. Januar 2018 in Kraft. 

C.

Anlagen 31 Anhänge D und F und Anlage 32 
Anhänge D und G zu den AVR

Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der 
Entgeltgruppen P4 bis P9 und 9b bis 12

„DKG-Empfehlung Notfallpflege“ 

I. 	 In Anlage 31 zu den AVR wird Anhang D, Anmer-
kungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgelt-
gruppen P4 bis P9 und 9b bis 12 wie folgt geändert:

1. 	 Buchstabe a) der Anmerkung Nr. 4 wird wie 
folgt neu gefasst:

„a) 	Tätigkeiten in Spezialbereichen, in denen 
eine Fachweiterbildung nach den DKG-
Empfehlungen zur Weiterbildung von Ge-
sundheits- und (Kinder-) Krankenpflegekräf-
ten (siehe Anmerkung Nr. 6) vorgesehen ist, 
oder“

2. 	 Anmerkung Nr. 6 wird wie folgt neu gefasst:

„6. Bei den Fachweiterbildungen muss es sich 
entweder um eine Fachweiterbildung nach §  1 
der DKG-Empfehlung zur pflegerischen Weiter-
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bildung vom 29. September 2015 in der jewei-
ligen Fassung oder um eine Fachweiterbildung 
nach § 1 der DKG-Empfehlung für die Weiter-
bildung Notfallpflege vom 29. November 2016 
in der jeweiligen Fassung bzw. um eine gleich-
wertige Weiterbildung jeweils nach § 21 dieser 
DKG-Empfehlungen handeln.“

II. 	 In Anhang F der Anlage 31 zu den AVR wird folgen-
der § 4 eingefügt:

„§ 4 Weiterbildung in der Notfallpflege 
1Die Anmerkung Nr. 6 zu den Tätigkeitsmerkmalen 
der Entgeltgruppen P 4 bis P 9 und 9b bis 12 wur-
de zum 1. Januar 2018 um die DKG-Empfehlung für 
die Weiterbildung Notfallpflege vom 29. November 
2016 in der jeweiligen Fassung erweitert. 2Ergibt 
sich für Mitarbeiter aufgrund dieser Erweiterung 
eine höhere Entgeltgruppe, gilt § 3 mit der Maßga-
be, dass der Antrag auf Höhergruppierung bis zum 
31. Dezember 2018 gestellt werden kann und auf den 
1. Januar 2018 zurückwirkt.“

III. 	In Anlage 32 zu den AVR wird in Anhang D, An-
merkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgelt-
gruppen P4 bis P9 und 9b bis 12, die Anmerkung Nr. 
6 wie folgt neu gefasst:

„6. Die Fachweiterbildungen müssen einer solchen 
im Sinne von § 1 der DKG-Empfehlung zur pflege-
rischen Weiterbildung vom 29. September 2015 in 
der jeweiligen Fassung oder einer Fachweiterbildung 
nach § 1 der DKG-Empfehlung für die Weiterbildung 
Notfallpflege vom 29. November 2016 in der jeweili-
gen Fassung gleichwertig sein.“

IV. 	In Anhang G der Anlage 32 zu den AVR wird folgen-
der § 4 eingefügt:

„§ 4 Weiterbildung in der Notfallpflege 
1Die Anmerkung Nr. 6 zu den Tätigkeitsmerkmalen 
der Entgeltgruppen P 4 bis P 9 und 9b bis 12 wur-
de zum 1. Januar 2018 um die DKG-Empfehlung für 
die Weiterbildung Notfallpflege vom 29. November 

2016 in der jeweiligen Fassung erweitert. 2Ergibt 
sich für Mitarbeiter aufgrund dieser Erweiterung 
eine höhere Entgeltgruppe, gilt § 3 mit der Maßga-
be, dass der Antrag auf Höhergruppierung bis zum 
31. Dezember 2018 gestellt werden kann und auf den 
1. Januar 2018 zurückwirkt.“

V. 	 Die Änderungen treten zum 1. Januar 2018 in Kraft.

D.

Anlage 33 zu den AVR
Redaktionelle Anpassung

„Stufengleiche Höhergruppierung“

I. 	 In Anlage 33 zu den AVR wird § 13 Absatz 4 Satz 6 
wie folgt neu gefasst:

„6Wird der Mitarbeiter nicht in die nächsthöhere, 
sondern in eine darüber liegende Entgeltgruppe hö-
hergruppiert, gilt Satz 5 mit der Maßgabe, dass auf 
das derzeitige Tabellenentgelt und das Tabellenent-
gelt der Entgeltgruppe abzustellen ist, in die der Mit-
arbeiter höhergruppiert wird.“

II. 	 Die Änderung tritt zum 15. März 2018 in Kraft.

Teil 2: Sonstige Beschlüsse 

Heilerziehungspfleger
Kompetenzübertragung auf die RK BW

1. 	 Gemäß § 13 Abs. 6 Satz 1, 2. Alt. AK-Ordnung wird 
an die Regionalkommission Baden-Württemberg die 
Regelungszuständigkeit zur Regelung der Ausbil-
dungsverhältnisse für Schülerinnen und Schüler, die 
nach Maßgabe der Verordnung über die Ausbildung 
und Prüfung an den Fachschulen für Sozialwesen der 
Fachrichtung Heilerziehungspflege in Baden Würt-
temberg (Heilerziehungspflegeverordnung – AprO-
HeilErzPfl - vom 13. Juli 2004) in der jeweils gel-
tenden Fassung in Baden-Württemberg ausgebildet 
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werden, mit Wirkung zum 01. April 2018 übertragen. 
Die Übertragung der Regelungszuständigkeit ist be-
fristet bis zum 31. Dezember 2020.

2. 	 Dieser Beschluss tritt zum 1. April 2018 in Kraft.

Bad Hersfeld, den 15. März 2018

Der Vorsitzende

Vorstehende Beschlüsse der Bundeskommission der Ar-
beitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasver-
bandes vom 15.03.2018 setze ich für das Bistum Hildes-
heim in Kraft.

Hildesheim, den 22.05.2018

L.S.

† Dr. Nikolaus Schwerdtfeger
Diözesanadministrator

Bischöfliches Generalvikariat

Merkblatt 
zur Nutzung von Musikwerken 

bei kirchlichen Feiern  
(GEMA) 

Die Verwertungsgesellschaft GEMA hatte im Kalender-
jahr 2017 einen der beiden seit den 1980er Jahren mit 
dem Verband der Diözesen Deutschlands (VDD) be-
stehenden Verträge mit Wirkung zum 01. Januar 2018 
gekündigt. Dieser Vertrag machte die Nutzung von ur-
heberrechtlich geschützten Werken der Musik bei Auf-
führungen in einem vertraglich genau abgesteckten 
Rahmen möglich, ohne dass seitens der Pfarreien, Ge-
meinden oder anderer Einrichtungen in kirchlicher Trä-

gerschaft diese Nutzung bei der GEMA gemeldet oder 
gar vergütet werden musste. Die Vertragskündigung 
hatte zur Folge, dass künftig für die Durchführung von 
Veranstaltungen, bei denen urheberrechtlich relevante 
Musik aufgeführt werden soll, ein Meldeverfahren auch 
bei solchen Feiern einzuhalten ist, die bislang von einer 
Meldepflicht befreit waren.

Dem Verband ist es nun nach intensiven Verhandlungen 
gelungen, einen neuen Gesamtvertrag zur pauschalen 
Abdeckung der öffentlichen Wiedergabe von Musikwer-
ken bei „Konzert- und Gemeindeveranstaltungen“ mit 
der GEMA abzuschließen. Der Vertragsschluss hat aus 
Sicht des Verbandes stets eine Einigung über eine ange-
messene Vergütungshöhe und Vertragslaufzeit vorausge-
setzt; darüber hinaus war entscheidend, Kirchengemein-
den und Pfarreien langfristig spürbar von einer Pflicht 
zur Meldung der Musiknutzungen auf Kirchenfesten 
oder Konzertveranstaltungen zu befreien. Diese Zielpa-
rameter haben in dem neu mit der GEMA ausgehandel-
ten Vertrag Niederschlag gefunden.

Dieses Merkblatt soll Ihnen eine Hilfestellung für die 
Vorbereitung Ihrer Veranstaltung geben und aufzeigen, 
für welchen Veranstaltungsrahmen Sie künftig wieder 
von einer Melde- und Vergütungspflicht freigestellt sind.

I.	 Weder melde- noch vergütungspflichtige Veran-
staltungen  

Zu den weder melde- noch vergütungspflichtigen Ver-
anstaltungen gehören 1 Pfarr-/ Gemeindefest jährlich, 
1 Kindergartenfest jährlich pro KiTa, 1 adventliche 
Feier mit Tonträgermusik jährlich oder 1 adventliche 
Feier mit Livemusik sowie 1 Seniorenveranstaltung 
mit Tonträgermusik monatlich.

Die Befreiung von der Melde-/Vergütungspflicht für die-
se Veranstaltungen gilt dabei umfassend. Das bedeutet, 
dass die aufgeführten Veranstaltungen gänzlich von ei-
ner Melde- und Vergütungspflicht befreit sind, und zwar 
unabhängig davon, ob die musikalische Darbietung über 
Tonträger, von CD/MP3 oder anderen Tonträgern, oder 
als Live-Musik, z.B. von einer Band oder einer Musik-
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kapelle, stattfindet. Voraussetzung für diese Einordnung 
ist aber stets, dass kein Eintrittsgeld oder Spende erhoben 
wurde. 

II. 	Meldepflichtig, nicht aber auch vergütungspflich-
tig

Meldepflichtig, nicht aber vergütungspflichtig sind 
Konzerte mit Ernster Musik, mit neuem geistlichen 
Liedgut sowie Gospelmusik. Darüber hinaus sind 
Mehrveranstaltungen im Sinne von Ziffer I (z.B. ein 
zweites Gemeindefest, zweites Kita-Fest, etc.) melde-
pflichtig. Auch diese Mehrveranstaltungen sind aber über 
den neuen Pauschalvertrag abgegolten. Daher entstehen 
Ihnen auch hierfür keine Kosten. Schließlich sind auch 
Veranstaltungen mit Unterhaltungsmusik, Jugendveran-
staltungen, Bunte Abende und ähnliche Veranstaltungen 
unter der Voraussetzung, dass diese nicht überwiegend 
mit Tanz verbunden sind und die Teilnahme ohne Ein-
tritt oder sonstigen Kostenbeitrag möglich ist, von einer 
Vergütungspflicht befreit und unterliegen lediglich einer 
Meldepflicht.  

III. Meldepflichtige Veranstaltungen, die nicht über 
den Pauschalvertrag abgegolten sind und daher 
separat zu vergüten sind 

Weiterhin nicht vom Pauschalvertrag erfasst sind Kon-
zerte mit Unterhaltungsmusik, Gemeindefeste mit über-
wiegend Tanz und andere Tanzveranstaltungen, Bühnen-
aufführungen mit Musik (z.B. Theateraufführungen) und 
auch Veranstaltungen mit Public Viewing. Diese Veran-
staltungen sind daher nach den festgelegten Tarifen zu 
vergüten. Für das Public Viewing werden für „sportliche 
Highlights“ jeweils gesonderte Verträge abgeschlossen, 
die kirchlichen Einrichtungen in der Regel einen Nach-
lass von 20 % auf die zu zahlenden Tarife gewähren.

Der VDD hat sich mit der GEMA über einen Nachlass 
von 20 % auf die jeweils gültigen Vergütungssätze für 
die nicht vom Pauschalvertrag erfassten Veranstaltungen 
einigen können. Der Nachlass wird dabei unabhängig und 
zusätzlich zu anderen tariflichen Nachlässen eingeräumt. 
Solche Sondernachlässe werden zum Beispiel bei Tarifen 
für Veranstaltungen mit Unterhaltungs- und Tanzmusik 

mit religiöser, kultureller oder sozialer Zweckbestim-
mung in Höhe von 15 % zusätzlich zum Nachlass von 
20 % eingeräumt. Sog. Benefizveranstaltungen erhalten 
einen weiteren Nachlass von 10 %.

IV. 	Meldefrist für die noch meldepflichtigen Veran-
staltungen 

Auch für die Frist zur Meldung der noch meldepflichtigen 
Veranstaltungen konnte eine vertragliche Vereinbarung 
erreicht werden, die das Meldeverfahren für noch melde-
pflichtige Veranstaltungen im Vergleich zur vertraglichen 
Regelung, die zuletzt seit dem 01.01.2018 galt, erleich-
tert. Die unter Ziffer II aufgeführten meldepflichtigen 
Veranstaltungen können gegenüber der GEMA mit einer 
Frist von 10 Tagen nach dem Veranstaltungstermin 
noch angegeben werden. Die unter Ziffer III aufgeführ-
ten Veranstaltungen sind, da diese nicht vom Pauschal-
vertrag erfasst sind, nach den gesetzlichen Vorschriften 
gegenüber der GEMA anzugeben und daher vor Veran-
staltungstermin zu melden. Für die Veranstaltungen unter 
Ziffer III gelten also keine Besonderheiten.

V. 	 Gibt es auch weiterhin einen Meldebogen, der für 
die vereinzelten noch meldepflichtigen Veranstal-
tungen genutzt werden kann? 

Ja!!
Für die kirchlichen Träger ist ein mit der GEMA abge-
stimmter Meldebogen für die Meldung der noch mel-
depflichtigen Veranstaltungen online eingestellt. Dieser 
Meldebogen kann von der Homepage der Deutschen 
Bischofskonferenz (unter https://www.dbk.de/ueber-uns/
verband-derdioezesen-deutschlands-vdd/dokumente/) 
heruntergeladen und ausgefüllt werden und dient der 
Erleichterung der Meldung „Ihrer“ Veranstaltungen.  

Auf Seite 1 des mit Fragebogen überschriebenen Mel-
debogens werden Sie um einzelne Angaben zu Ihnen 
als Veranstalter gebeten. Nur durch das vollständige 
Ausfüllen dieser Zeilen ist eine Zuordnung als Einrich-
tung der „katholischen Kirche“ und damit zum Vertrag 
des VDD möglich, der Ihnen den Nachlass in Höhe von 
20 % einräumt. Das Feld, in dem Sie um die Angabe der 
GEMA-Kundenummer gebeten werden, lassen Sie bit-
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te bei der ersten Meldung noch frei. Eine Kundennum-
mer wird Ihnen bei Rechnungsstellung dann automatisch 
durch die GEMA zugeteilt, die Sie dann bei weiteren 
Meldungen nutzen können.

VI. 	Achtung!! 

■ Merkposten für die auch auf Grundlage des neuen 
Pauschalvertrages noch meldepflichtigen Veranstal-
tungen

Auch für die unter II. und III. aufgeführten noch melde-
pflichtigen Veranstaltungen gelten selbstverständlich die 
gesetzlichen Vorschriften, deren Beachtung bereits eine 
Meldung der Veranstaltung nicht mehr als erforderlich 
erscheinen lässt.

a. 	 Erstes Erfordernis: 
○	 Es muss sich um eine „Aufführung“ von Werken 

der Musik handeln!

Die Verwertungsgesellschaft GEMA ist zuständig für die 
Verwertung von urheberrechtlich geschützter Musik bei 
„Aufführungen“. Eine „Aufführung“ liegt vor bei der 
„öffentlichen Darbietung“ von Werken der Musik vor ei-
nem Publikum. Für die GEMA-Relevanz der Musiknut-
zung ist unerheblich, ob es sich um Musik von Tonträ-
gern oder um Live-Musik handelt. Eine für das Merkmal 
der Aufführung erforderliche Darbietung liegt dagegen 
aber nicht beim gemeinsamen Gesang vor. Hierbei ist 
„das Publikum“ mit in die Darbietung eingebunden, so 
dass das Merkmal der Aufführung entfällt.

b. 	 Zweites Erfordernis:  
○	 Das Musikwerk muss (noch) urheberrechtlich 

geschützt sein!  

Voraussetzung für die Vergütungspflicht bei der GEMA 
ist immer, dass urheberrechtlich geschützte Musik 
aufgeführt werden soll. Der urheberrechtliche Schutz ei-
nes Musikstücks entfällt, wenn der Urheber des Musik-
stücks (z.B. der Komponist) bereits länger als 70 Jahre 
verstorben ist. Solche Werke sind „öffentlich zugäng-
lich“ und können von jedermann frei genutzt werden. 
Entfällt der urheberrechtliche Schutz eines Werkes durch 
Zeitablauf, bestehen nach dem Urheberrechtsgesetz auch 

keine Rechte an dem Musikstück fort. Ein Bedürfnis zur 
Verwertung solcher Werke der Musik durch die GEMA 
entfällt daher. Insbesondere bei älteren Musikstücken der 
liturgischen oder klassischen Musik „längst“ verstorbe-
ner Komponisten kann der urheberrechtliche Schutz im 
Einzelfall entfallen. 
(Quelle: Verband der Diözesen Deutschlands)

Ergänzende Haushaltsrichtlinien 2018 für
die Kirchengemeinden und ihre Einrichtungen

I. 	 Abrechnung der Nebenkosten für kirchliche 
Dienstwohnungen

Bei der Erstellung der Nebenkostenabrechnung für kirch-
liche Dienstwohnungen ist darauf zu achten, dass sämt-
liche dem Dienstwohnungsgeber entstehende Kosten, 
die üblicherweise bei einer Vermietung anfallen, anteilig 
auf den Dienstwohnungsnehmer umgelegt werden. Eine 
Nichtgeltendmachung der Nebenkosten führt zu einer 
verbilligten Wohnungsüberlassung und stellt somit einen 
geldwerten Vorteil dar, der zu steuerpflichtigem Arbeits-
lohn im Sinne des § 19 EStG führt. 

1. 	 Erstattungen von Heizkosten für kirchliche 
Dienstwohnungen

Ist eine Dienstwohnung an eine zentrale Heizungsanlage 
oder entsprechende Fernversorgung angeschlossen, die 
auch zur Beheizung von Diensträumen dient, und können 
die auf die privat genutzte Wohnfläche der Dienstwoh-
nung entfallenden Heizkosten nicht durch Wärmemesser 
oder sonstige Messeinrichtungen ermittelt werden, so hat 
der Dienstwohnungsnehmer für die gelieferte Wärme ei-
nen Heizkostenbeitrag in Höhe des vom Niedersächsi-
schen Finanzministerium festgelegten Heizkostenentgelt 
je qm beheizbarer Wohnfläche zu entrichten. Die Wer-
te für die Heizkostenentgelte für Heizöl, Gas und feste 
Brennstoffe (z.B. Kohle) sind hierbei unter dem Begriff 
„Fossile Brennstoffe“ zusammengefasst. In diesen Wer-
ten sind die Kosten für die Schornsteinreinigung enthal-
ten.
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Für den Abrechnungszeitraum vom 01.07.2016 bis 
zum 30.06.2017 wie folgt festgesetzt:

a) Fossile Brennstoffe                                             8,93 €

b) Fernheizung und übrige Heizungsarten           12,35 €

Demgemäß sind für die Abrechnung der Heizkosten zur 
Jahresrechnung 2016 folgende Beträge zugrunde zu le-
gen:

Zeitraum 01.01.2016 bis 30.06.2016:

a) Fossile Brennstoffe 
                                            =60 % von    9,54 € = 5,72 €
b) Fernheizung und übrige Heizungsarten 
                                            = 60 % von 12,53 € = 7,52 €

Zeitraum 01.07.2016 bis 31.12.2016:

a) Fossile Brennstoffe 
                                            = 40 % von   8,93 € = 3,57 €

b) Fernheizung und übrige Heizungsarten
                                            = 40 % von 12,35 € = 4,94 €

Endgültige Erstattungsbeträge 2016 bei Verwendung 
von

a) Fossile Brennstoffe 
                                    01.01.16 – 30.06.16 =   5,72 €/qm
                                 + 01.07.16 – 31.12.16 =   3,57 €/qm
                                                                          9,29 €/qm
                             zzgl. Warmwasser 22 % =   2,04 €/qm
                                                                        11,33 €/qm

b) Fernheizung und übrige Heizungsarten 
                                    01.01.16 – 30.06.16 =   7,52 €/qm
                                 + 01.07.16 – 31.12.16 =   4,94 €/qm
                                                                        12,46 €/qm
                             zzgl. Warmwasser 22 %  =   2,74 €/qm
                                                                        15,20 €/qm

Der Heizkostenbeitrag ist auch zu berechnen, wenn der 
Dienstwohnungsnehmer die zentrale Heizungsanlage aus 
persönlichen Gründen zeitweilig nicht oder nur in gerin-
gem Umfang in Anspruch nimmt. Liegen die tatsächli-
chen Zahlungen des Dienstwohnungsinhabers höher, 
sind die Differenzbeträge dem Dienstwohnungsinhaber 
zu erstatten, liegen sie niedriger, sind sie nachzufordern.

Jahresrechnung 2017

Für die Jahresrechnung 2017 setzen wir die maßgeben-
den Erstattungsbeträge vorläufig wie folgt fest:

a) Fossile Brennstoffe                                       8,93 €/qm
    zzgl. Warmwasser 22 %                          +   1,96 €/qm
                                                                        10,89 €/qm

b) Fernheizung und übrige Heizungsarten      12,35€/qm
    zzgl. Warmwasser 22 %                          +   2,72 €/qm
                                                                        15,07 €/qm

2. 	 Erstattungen von Stromkosten

Falls der private Stromverbrauch nicht durch einen 
Stromzähler erfasst wird, geben wir folgende Hilfswerte 
für den Jahresverbrauch:

			        1            2               3             >= 4
Geräte / Haushaltsgröße       Person  Personen  Personen  Personen
Beleuchtung 	 kWh/Jahr    195  	   285 	   330 	   435
Elektroherd	 kWh/Jahr    195	   390	   445	   575
Kühlschrank	 kWh/Jahr    280	   310	   300	   355
Waschmaschine	 kWh/Jahr      70	   125	   200	   265
Wäschetrockner	 kWh/Jahr    125	   225	   325	   465
Fernseher 	 kWh/Jahr    120	   150	   190	   205
Gefriergerät	 kWh/Jahr    305	   350	   415	   420
Geschirrspüler	 kWh/Jahr    120	   200	   245	   325
Computer, 	 kWh/Jahr    260	   450	   630	   690
4 Betriebsstunden
pro Tag + Standby	
Sonstiges		 kWh/Jahr    260	   450	   630	   690

Warmwasserversorgung
Küche (Geschirrspüler
nicht vorhanden) 	 kWh/Jahr    245	   295	   345	   415
Bad		  kWh/Jahr    470	   780        1080        1390
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Die Abrechnung der kWh erfolgt nach ortsüblichem Ab-
nehmerpreis (Arbeitspreis, anteiliger Grundpreis und 
Mehrwertsteuer).

3. 	 Erstattungen für Wasser/Abwasser

Für Wasser und Abwasser sind 4 cbm je Person und Mo-
nat zu berücksichtigen. Als Berechnungsgrundlage ist 
hierbei der ortsübliche Preis pro Kubikmeter anzusetzen.

4. 	 Erstattungen für Müllgebühren

Für die Müllgebühren ist die Erstattung des Dienstwoh-
nungsnehmers mindestens in Höhe der ortsüblichen Ko-
sten für die entsprechend im Haushalt lebenden Personen 
zu entrichten. Sind die tatsächlichen Kosten höher, sind 
diese anzusetzen. Die Umlagekosten sind nach der Per-
sonenzahl aufzuschlüsseln.

5. 	 Erstattungen von weiteren Nebenkosten

Die weiteren Nebenkosten für Gebäudeversicherung, 
Straßenreinigung, Hausreinigung, Allgemein Strom, 
Gartenpflege, Antenne/Kabel sowie sonstige Kosten, die 
üblicherweise ein Mieter bezahlt, sind in tatsächlicher 
Höhe ggf. anteilig zu ermitteln und vom Dienstwoh-
nungsnehmer zu tragen.

a) 	 Das Bischöfliche Generalvikariat hat sämtliche 
Gebäude mit einem Generalsammelversicherungs-
vertrag gegen Feuer-, Sturm- und Leitungsschäden 
versichert. Die Beiträge werden zentral vom Bis-
tum bezahlt. Soweit über diesen Vertrag auch die 
Dienstwohnung versichert ist, hat der Dienstwoh-
nungsnehmer der Kirchengemeinde einen Betrag 
zu entrichten, der Anhand der privat genutzten 
Wohnfläche bemessen wird. Die Kosten für die 
Versicherung der einzelnen Gebäude können beim 
Bischöflichen Generalvikariat, Abteilung Finan-
zen, abgefragt werden.

b) 	 Die Grundsteuer, die für das Gebäude anfällt, ist 
anteilig nach Quadratmetern aufzuteilen.

c) 	 Die Kosten für die Straßenreinigung sind anteilig 
nach Quadratmetern aufzuteilen.

d) 	 Die Kosten der Hausreinigung, hierzu zählen die 
Kosten für die Säuberung der gemeinsam benutz-
ten Gebäudeteile des Pfarrhauses, sind anteilig 
nach Quadratmetern aufzuteilen.

e) 	 Die Kosten für den allgemeinen Strom, hierunter 
fallen die Kosten für die Außenbeleuchtung und 
die Beleuchtung der gemeinsam benutzten Gebäu-
deteile wie Zugänge, Flure, Treppen und Keller des 
Pfarrhauses, sind anteilig nach Quadratmetern auf-
zuteilen.

f) 		 Die der Dienstwohnung zugewiesenen Gartenan-
teile sind vom Dienstwohnungsnehmer in einem 
ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten. Werden die 
Aufwendungen von der Kirchengemeinde getragen 
sind diese vom Dienstwohnungsnehmer zu erstat-
ten. 

g) 	 Die Kosten für den Kabelanschluss (monatliche 
Grundgebühr) oder anteilige Kosten für die Ge-
meinschaftsantenne sind vom Dienstwohnungs-
nehmer zu tragen.

Die vorab aufgeführten weiteren Nebenkosten werden 
separat unter dem Konto 513100 „Erstattung weite-
re Nebenkosten“ in der Jahresrechnung verbucht. Ein 
Vordruck zur Abrechnung der Nebenkosten wird vom 
Bischöflichen Generalvikariat zur Verfügung gestellt.  
Dieser Vordruck dient der vollständigen Dokumenta-
tion der Nebenkosten und ist jährlich beim Bischöfli-
chen Generalvikariat, Abteilung Finanzen, einzureichen.

Bischöfliches Generalvikariat
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Kirchliche Mitteilungen

Veränderungen  Pastorales Personal

Kommissarischer Dechant Stephan Uchtmann
Ernennung zum Präses der Kolpingfamilie Hameln zum 
01.05.2018.

Pfarrer Bernd Langer
Entpflichtung von den Aufgaben in der Leitung des 
Katholischen Internationalen Zentrums, Hannover rück-
wirkend zum 01.03.2018.

Pfarrer Rudi Kastner
Entpflichtung als Pfarrer der Katholischen Pfarrgemein-
de St. Konrad von Parzham, Uslar, und den damit ver-
bundenen Aufgaben zum 31.03.2018.
Versetzung in den Ruhestand zum 31.03.2018.

Pfarrer Arnold Richter
Entpflichtung als Pfarrvikar der Katholischen Pfarrge-
meinde Heilig Geist, Hannover, zum 01.05.2018.
Versetzung in den Ruhestand zum 01.05.2018.
Titel: Pfarrer i. R.
Beauftragung mit den Aufgaben eines Subsidiars in der 
Katholischen Pfarrgemeinde Heilig Geist, Hannover, 
zum 02.05.2018.

Pfarrer i. R. Hans-Joachim Osseforth
Ernennung zum Präses der Kolpingfamilie St. Bernward, 
Hannover-Döhren, zum 19.05.2018.

Abbé Fidèle de Charles Ntiyamira
Entpflichtung als Pfarrvikar in der Katholischen Pfarrge-
meinde St. Nikolaus, Burgdorf, zum 02.04.2018.
Ernennung zum Pfarrvikar in der Katholischen Pfarrge-
meinde St. Maria vom hl. Rosenkranz, Walsrode, für die 
Zeit vom 03.04. - 31.08.2018.
Titel: Pastor
Neue Anschrift: Ludwig-Harms-Straße 4, 29664 Walsro-
de

Pfarrer Ivan Sostaric
Entpflichtung als Pfarrer in der Katholischen Pfarrge-
meinde Christ König, Springe, und den damit verbunde-
nen Verpflichtungen zum 01.05.2018.
Versetzung in den Ruhestand zum 01.05.2018.
Titel: Pfarrer i. R.
Neue Anschrift: Am Kesselhaus 4, 31832 Springe

Pfarrer Christoph Müller
Beauftragung mit der Pfarrverwaltung der Pfarrgemein-
de Christ König, Springe, zum 01. Mai 2018 bis auf 
Weiteres.

Pfarrer Johannes Lim
Entpflichtung von den Aufgaben als Pfarrer der Katho-
lischen Pfarrgemeinde St. Heinrich, Hannover, und den 
damit verbundenen Aufgaben zum 01.05.2018.

Pfarrer i. R. Benno Nolte
Beauftragung mit der Pfarrverwaltung der Katholischen 
Pfarrgemeinde St. Heinrich, Hannover, zum 01.05.2018 
bis zur Einführung eines neuen Pfarrers.

Pater Mariusz Bykowski OFM Conv.
Entpflichtung als Pfarrvikar in den Katholischen Pfarrge-
meinden St. Martin, Hildesheim-Achtum, und St. Niko-
laus, Schellerten-Ottbergen, zum 30.04.2018. Er verlässt 
das Bistum Hildesheim und übernimmt eine andere Auf-
gabe im Orden.

Pfarrer Peter Wolowiec
Zusätzlich zu seinen Aufgaben Ernennung zum Pfarr-
verwalter der Katholischen Pfarrgemeinden St. Marien, 
Bückeburg und St. Joseph, Stadthagen, zum 14.05.2018.

Pfarrer Christian Piegenschke
Ernennung zum kommissarischen Dechanten des Deka-
nats Bremerhaven zum 28.05.2018.

Pater Mateusz Orlowski OFM Conv.
Ernennung zum Pfarrvikar in den Katholischen Pfarrge-
meinden St. Martin, Hildesheim-Achtum, und St. Niko-
laus, Schellerten-Ottbergen, zum 07.05.2018.
Anschrift: Franziskanerkloster, Klosterstraße 11, 31174 
Schellerten-Ottbergen



KIRCHLICHER ANZEIGER FÜR DAS BISTUM HILDESHEIM NR. 5/2018 | 163

Pfarrer Klemens Teichert
Ab dem 22.05.2018 lautet der persönliche Titel „Pastor“.

Pfarrer Roman Blasikiewicz
Entpflichtung von den Aufgaben als Pfarrer der Pfarr-
gemeinde St. Bernward, Lehrte; den damit verbundenen 
Verpflichtungen und Versetzung in den Ruhestand zum 
30.09.2018. Titel: Pfarrer i. R.

Kaplan Marcin Maślanka
Entpflichtung als Pfarrvikar der Polnischen Katholischen 
Mission in Hannover zum 30.06.2018. Er verlässt das 
Bistum Hildesheim.

Kaplan Wojciech Rychert
Entpflichtung als Pfarrvikar in den Katholischen Pfarrge-
meinden Hl. Engel, Hannover; St. Bernward, Hannover; 
St. Oliver, Laatzen; und St. Augustinus, Hannover zum 
31.08.2018. Er verlässt das Bistum Hildesheim.

Pater Tadeusz Talik SChr
Entpflichtung von den Aufgaben als Pfarrvikar der 
Katholischen Pfarrgemeinden St. Marien, Lüneburg, 
und St. Maria vom Hl. Rosenkranz, Bleckede, zum 
31.08.2018.
Übernahme einer anderen Aufgabe im Orden, außerhalb 
des Bistums Hildesheim.

Diakone

Diakon Knut Reimer
Versetzung in den Ruhestand zum 29.05.2018.
Titel: Diakon i. R.

Veränderungen

Pfarrer Kuno Kohn
Neue Adresse ab Februar 2018: Hohenfelder Terrasse 5, 
22087 Hamburg

Pastoralreferent Wolfgang Friedel
Beendigung der Tätigkeit als Pastoralreferent im 
Asklepios Fachklinikum Göttingen zum 30.04.2018.
Eintritt in den Ruhestand zum 01.05.2018.

Pfarrer i. R. Helmut Graw
Neue Anschrift: Theresienhof GmbH, Rammelsberger 
Straße 42, 38644 Goslar

Pfarrer Markus Ganzauer
Neue Anschrift: Bogenstraße 4, 27578 Bremerhaven

Korrektur

Pfarrer i. R. Reinhard Düring
Anschrift: Glückstraße 10, 38114 Braunschweig

Verstorben

Am 24.03.2018 verstarb die Gemeindereferentin im Ru-
hestand Frau Maria Sophie Ehret, zuletzt wohnhaft 
Sandgrubenweg 37, 38229 Salzgitter.

Am 16.04.2018 verstarb Pfarrer i. R. Albrecht 
Przyrembel, zuletzt wohnhaft Von-Alten-Straße 6, 
30938 Burgwedel.

Am 19.04.2018 verstarb Pfarrer i. R. Viktor Mika, zu-
letzt wohnhaft Steigerweg 1, 31542 Bad Nenndorf.
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